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Betreff: 
Sachstandsbericht zu Antrag Nr. 0724/2026 der BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN im Ortsbeirat 
Mainz-Altstadt 
Umleitung der Radwege bei Sperrung durch Veranstaltungen 
 
 
Mainz, 14.07.2026 
 
gez. Steinkrüger 
 
Janina Steinkrüger 
Beigeordnete 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Ortsbeirat nimmt den Sachstandsbericht zur Kenntnis. 
 
 
Sachverhalt: 
Die bisherigen Erfahrungen haben gezeigt, dass die Wirksamkeit von Umleitungsführungen maß-
geblich davon abhängt, dass entsprechende Anforderungen verbindlicher Bestandteil der Veran-
staltungsgenehmigungen werden. Die Verantwortung für Planung und Umsetzung geeigneter Um-
leitungsführungen liegt dabei nach dem Verursacherprinzip grundsätzlich bei den jeweiligen Ver-
anstaltern und wird über die Genehmigungsverfahren gesteuert. Die Verwaltung arbeitet derzeit 
daran, die Anforderungen an die Führung des Radverkehrs systematisch und verbindlich in die 
Anmelde- und Genehmigungsprozesse für Veranstaltungen zu integrieren. Künftig soll bereits im 
Antragsverfahren durch die Veranstalter dargestellt werden, ob und in welchem Umfang der Rad-
verkehr beeinträchtigt wird. In diesen Fällen wird ein Umleitungskonzept vorzulegen sein, das 
durch die Verwaltung fachlich geprüft und als Bestandteil der Genehmigung verbindlich festge-
legt wird. Perspektivisch gilt dabei der Grundsatz, dass Veranstaltungen mit relevanten Auswir-
kungen auf den Radverkehr nur dann genehmigungsfähig sind, wenn eine tragfähige Umleitungs-
führung vorgesehen ist. Zur Standardisierung wurden bereits fachliche Grundlagen entwickelt. 
Hierzu zählen abgestufte Umleitungsvarianten für unterschiedliche Veranstaltungsgrößen und 
Eingriffstiefen sowie verbindliche Qualitätsanforderungen. Diese umfassen insbesondere eine 
durchgängige und verständliche Wegweisung, sichere Führungen mit ausreichenden Breiten und 
nachvollziehbaren Querungen, möglichst direkte Linienführungen sowie die Vermeidung konflikt-
trächtiger Mischsituationen. Vor diesem Hintergrund wird das Anliegen des Antrags bereits im 
Rahmen der laufenden Arbeiten umgesetzt. Die im Antrag geforderte frühzeitige Abstimmung zwi-
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schen Veranstaltungskoordination, Genehmigungsbehörden und den verkehrsfachlichen Stellen 
entspricht dem vorgesehenen Vorgehen und wird künftig Bestandteil der standardisierten Verfah-
rensabläufe sein. Die Verwaltung wird die Einführung der neuen Verfahrensstandards weiter vo-
rantreiben, um bei zukünftigen Veranstaltungen eine möglichst einheitliche, sichere und nach-
vollziehbare Führung des Radverkehrs gewährleisten zu können. 
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